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Unterrichtung
durch die Bundesregierung 

Bericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe "Einwohnerzahlen" vom 
31. März 2016 

Bundesministerium des Innern                   Berlin, 5. Juli 2016 
Parlamentarischer Staatssekretär 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Stanislaw Tillich 

Sehr geehrter Herr Bundesratspräsident,  

die Bund-Länder-Arbeitsgruppe "Einwohnerzahlen" hat ihre Prüftätigkeit beendet 

und ihren Abschlussbericht vom 31. März 2016 erstellt. 

Den Bericht übersende ich Ihnen hiermit mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Die Einrichtung dieses Gremiums geht auf eine Bitte des Bundesrates in der 

Bezugsdrucksache* zurück, „zeitnah ein Gremium mit Mitgliedern aus allen von 

dem Themenkomplex Einwohnerzahlenermittlung betroffenen Bereichen ( …) 

einzusetzen, das ergebnisoffen prüft, ob bzw. wann und wie die Einwohnerzahlen-

ermittlung mittel- und langfristig modernisiert, verbessert und gegebenenfalls 

grundlegend neu gestaltet werden kann.“ 

Daraufhin hat das Bundesministerium des Innern die Bund-Länder-Arbeitsgruppe 

(AG „Einwohnerzahlen“) eingerichtet. Der Abschlussbericht ist den Vertretern der 

Dienstaufsichtsbehörden der statistischen Ämter der Länder auf einer Bund-

Länder-Sitzung am 22. Juni 2016 zur Kenntnis gegeben worden, die keine 

* siehe Drucksache 32/12 (Beschluss) 
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Einwände gegen die Schlussfolgerungen und Empfehlungen der Arbeitsgruppe 

erhoben haben.  

Mit vorzüglicher Hochachtung  

Dr. Ole Schröder 



Bericht 
der 

Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Einwohnerzahlen“ 
vom 31. März 2016 

1. Auftrag 

Der Auftrag zur Bildung einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Einwohnerzahlen“ beruht 
auf der Stellungnahme des Bundesrates in seiner 893. Sitzung vom 2. März 2012 zum 
Entwurf eines Gesetzes über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fort-
schreibung des Bevölkerungsstandes (Bevölkerungsstatistikgesetz - BevStatG), Druck-
sache 32/12 (Beschluss). 

Der Bundesrat fordert darin eine umfassende Untersuchung dahingehend, ob das bishe-
rige Verfahren zur Ermittlung der amtlichen Einwohnerzahlen noch vertretbar und zeit-
gemäß ist: 

„Nicht nur das Bevölkerungsstatistikgesetz erfordert eine grundlegende Überarbeitung, 
sondern das gesamte bisherige Verfahren zur Ermittlung der amtlichen Einwohnerzah-
len bedarf - zumindest - der umfassenden Untersuchung dahingehend, ob das bisherige 
Verfahren noch vertretbar und zeitgemäß ist. Dies gilt umso mehr, als die Europäische 
Union künftig alle zehn Jahre einen Zensus verpflichtend vorschreibt. Schon aus Kos-
tengründen muss deshalb ergebnisoffen geprüft werden, ob nicht die Einwohnerzah-
lenermittlung auf eine vollständig neue Basis gestellt werden kann und muss. Ange-
sichts der heutigen technischen Möglichkeiten sollte und darf nicht ungeprüft hinge-
nommen werden, dass ein Land wie Deutschland im Rahmen des Zensus 2011 seine 
Einwohnerzahlen - zumindest teilweise - "schätzt", anstatt sie - wie z. B. die nordischen 
Länder - vollständig registerbasiert zu ermitteln. 
Die Bundesregierung wird deshalb gebeten, zeitnah ein Gremium mit Mitgliedern aus 
allen von dem Themenkomplex Einwohnerzahlenermittlung betroffenen Bereichen 
(z.  B. Melderecht, Statistik, EDV, Datenschutz) einzusetzen, das ergebnisoffen prüft, 
ob bzw. wann und wie die Einwohnerzahlenermittlung mittel- und langfristig moderni-
siert, verbessert und gegebenenfalls grundlegend neu gestaltet werden kann. 

Begründung: 
Unabhängig von den Ergebnissen des aktuell laufenden EU-weiten Zensus 2011 müssen 
schon jetzt erste Überlegungen dahingehend angestellt werden, ob das seit Jahrzehnten 
bestehende Verfahren zur Ermittlung der amtlichen Einwohnerzahlen - allein schon an-
gesichts der heute gegebenen technischen Möglichkeiten - nicht grundlegend verbessert 
werden kann. Diese Überlegungen müssen bereits jetzt erfolgen, um im Hinblick auf 
den nächsten EU-weiten Zensus um das Jahr 2020 ggf. notwendige Arbeiten und Ent-
scheidungen frühzeitig und umfassend vorbereiten zu können. Dabei dürfen die anzu-
stellenden Überlegungen keinerlei Restriktionen unterworfen werden; d. h., auch die 
Aufgabe der heutigen sogenannten Zweigleisigkeit bei der Einwohnerzahlenermittlung 
(Meldeämter und Statistische Landesämter) und damit eine Einwohnerzahlenermittlung 
im Verwaltungsbereich selbst muss eine Option bei den anzustellenden Überlegungen 
sein, zumal dadurch das sogenannte Rückspielverbot nicht mehr tangiert würde.“ 

In ihrer Gegenäußerung hat die Bundesregierung dem Vorschlag zugestimmt: „Das vom 
Bundesrat vorgeschlagene Expertengremium wird einzusetzen sein, sobald im Rahmen 
der Auswertung des Zensus 2011 valide Angaben zur Qualität der Melderegister vor-
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handen sind, weil dann die Basis für eine ergebnisoffene Prüfung und Neubewertung 
des Verfahrens zur Ermittlung der amtlichen Einwohnerzahlen vorliegt.“ (BT-Drs. 
17/9219 vom 29.03.2012). 

2. Einrichtung der Bund-Länder-AG und der Unterarbeitsgruppen  
(Aufgabe, Teilnehmer, Termine) 

Die vom Bundesrat gewünschte Bund-Länder-Arbeitsgruppe (AG „Einwohnerzahlen“) 
wurde vom Bundesministerium des Innern eingerichtet.  

Die Bund-Länder Arbeitsgruppe bestand aus folgenden Mitgliedern: 

- Bund: 
• Bundesministerium des Innern: Referat O6 (Statistik) - Leitung der Bund-

Länder AG sowie Referat VII2 (Melderecht) 
• Statistisches Bundesamt 

- Baden-Württemberg: Ministerium für Finanzen und Wirtschaft  
- Bayern:  

• Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 
• Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung 

- Brandenburg: Ministerium des Innern und für Kommunales des Landes Branden-
burg (Statistik und Melderecht) 

- Hamburg: Behörde für Inneres und Sport 
- Hessen: Hessisches Statistisches Landesamt 
- Nordrhein-Westfalen: 

• Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Melderecht) 

• Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
- Rheinland-Pfalz: Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur (Statistik und 

Melderecht) 

Die Arbeitsgruppe hat am 24. Oktober 2013, am 22. Mai und 9. Oktober 2014 sowie am 
28. April 2015 getagt. 

In der Auftaktsitzung am 24. Oktober 2013 wurden zwei Unterarbeitsgruppen mit fol-
genden Aufgaben eingerichtet: 

UAG 1: 
„Optimierungsmöglichkeiten des bestehenden Systems der Bevölkerungsfortschreibung 
bei der Ermittlung der amtlichen Einwohnerzahlen“  
unter Federführung des Landes Brandenburg  

UAG 2: 
„Umstellung auf ein (rein) melderegistergestütztes System zur Ermittlung der Einwoh-
nerzahlen“ 
unter Federführung des Landes Rheinland-Pfalz. 

Die Zusammensetzung der Unterarbeitsgruppen ist aus der Anlage 1 ersichtlich. 
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3. Ausgangslage, Bestandsaufnahme 

• Unterschiedliche Verwendung des Begriffs „(amtliche) Einwohnerzahl“ 
(Bund/Länder/Kommunen) 

Nach Feststellungen der AG „Einwohnerzahlen“ gibt es eine Vielzahl bundesrechtli-
cher und landesrechtlicher Vorschriften, die entweder auf die „amtliche Einwohner-
zahl“ oder auch nur auf die „Einwohnerzahl“ abstellen. Eine einheitliche Verwen-
dung der jeweiligen Begriffe ist jedoch nicht festzustellen. Die Anlage 2 gibt einen 
Überblick zum Bundesrecht. 

Meist wird jedoch an die von den statistischen Ämtern der Länder auf der Basis der 
Ergebnisse der Volkszählung 1987 oder nunmehr des Zensus 2011 ermittelte und in 
der Folge nach § 5 BevStatG fortgeschriebene Gesamtzahl von Personen, die in einer 
Gebietskörperschaft ihre Hauptwohnung haben, angeknüpft. 

Rheinland-Pfalz hat sich teilweise davon gelöst und in § 130 Absatz 1 seiner Ge-
meindeordnung Folgendes bestimmt: „Soweit nach diesem Gesetz die Einwohner-
zahl von rechtlicher Bedeutung ist, ist die jeweils auf den 30. Juni des Vorjahres 
nach den melderechtlichen Vorschriften unter Anwendung des landeseinheitlichen 
Verfahrens für das Meldewesen ermittelte Zahl der Personen, die in der Gemeinde 
ihre Hauptwohnung haben, maßgebend.“ 

• Keine Bundeszuständigkeit für die amtliche Feststellung der Einwohnerzahlen der 
Gebietskörperschaften der Länder und Kommunen 

Da dem Bund gemäß Artikel 73 Absatz 1 Nummer 11 GG die ausschließliche Ge-
setzgebungskompetenz nur hinsichtlich der Statistik für Bundeszwecke und damit für 
die statistische Ermittlung der Bevölkerungszahl zukommt, fällt die Festlegung der 
amtlichen Einwohnerzahlen der Kommunen nicht in seine Regelungskompetenz, 
sondern nach Artikel 70 GG in die Gesetzgebungsbefugnis der Länder. 

Daraus folgt, dass ein nach Bundesrecht angeordneter bundesweiter Zensus zwar be-
völkerungsstatistische Daten bis auf die Ebene der Kommune liefern, aber nicht 
selbst deren amtliche Einwohnerzahl verbindlich für die Länder feststellen kann. 

Das ist einem landesrechtlich geregelten Verfahren vorbehalten, in dem der jeweilige 
Landesgesetzgeber aufgrund eigener Gesetzgebungsbefugnis bestimmt, welche Be-
hörde die amtlichen Einwohnerzahlen seiner Gebietskörperschaften in welchem Ver-
fahren feststellt und fortschreibt. 

So heißt es z. B. in Artikel 26 Absatz 2 des Bayerischen Statistikgesetzes: „Das Lan-
desamt stellt die durch den Zensus mit Stand vom 9. Mai 2011 (Berichtszeitpunkt) 
ermittelten amtlichen Einwohnerzahlen der Gemeinden, Landkreise, Bezirke und des 
Freistaates Bayern fest.“ 

In jedem Land gibt es eine ähnliche Vorschrift, sei es im Ausführungsgesetz zum 
Zensus 2011 oder im Landesstatistikgesetz. 
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• Ermittlung des bundesweiten Bevölkerungstandes und dessen Fortschreibung nach 
Bundesrecht 

Gestützt auf Artikel 73 Absatz 1 Nummer 11 GG wird als Statistik für Zwecke des 
Bundes nicht nur die Ermittlung des bundesweiten Bevölkerungsstandes durch ein 
Zensusanordnungsgesetz angeordnet, sondern durch das BevStatG auch dessen sta-
tistische Fortschreibung. 

So regelt § 5 Absatz 1 Satz 2 BevStatG, dass die Grundlage für die Fortschreibung 
der jeweils letzte Zensus ist, dessen Zahlen nach den Ergebnissen der Statistik der 
natürlichen Bevölkerungsbewegung und der Wanderungsstatistik sowie den Mittei-
lungen zum Wechsel der Staatsangehörigkeit sowie zu Ehescheidungen und Aufhe-
bungen von Ehen und Lebenspartnerschaften fortzuschreiben sind. 

• Festlegung amtlicher Einwohnerzahlen von Kommunen nach Landesrecht 

Doch nur soweit das einschlägige Landesrecht die Feststellung und Fortschreibung 
von amtlichen Einwohnerzahlen, insbesondere der Gemeinden, ausdrücklich an die 
Ergebnisse der bundesstatistischen Erhebungen knüpft, können diese als deren Be-
rechnungsgrundlage herangezogen werden. 

Alle Länder haben insoweit per Gesetz ihre Statistikämter damit betraut, auf der Ba-
sis der Zensusergebnisse 2011 zum Erhebungsstichtag die Einwohnerzahl einer Ge-
meinde per Bescheid förmlich festzustellen und - unbeschadet einer verwaltungsge-
richtlichen Überprüfung - als verbindliche, d. h. amtlich festgestellte Einwohnerzahl 
zu veröffentlichen. 

Was jedoch Einzelheiten zur laufenden Fortschreibung, auch in Bezug auf die Ver-
bindlichkeit einer zu bestimmten Stichtagen fortgeschriebenen, amtlich festgestellten 
Einwohnerzahl angeht, fehlt es meist an eindeutigen landesrechtlichen Regelungen. 
In der Praxis behilft man sich damit, die für die Bundesstatistik ermittelten und von 
den Statistikämtern gemeindebezogenen veröffentlichten Zahlen zu übernehmen. 

Nur Rheinland-Pfalz hat eine von der Praxis in den übrigen Ländern abweichende, 
aber insoweit eindeutige Regelung getroffen, indem es für Einwohnerzahlen im An-
wendungsbereich seiner Gemeindeordnung eine klare Anknüpfung an den Meldere-
gisterbestand zu einem bestimmten Stichtag vorgibt. 

Dies ändert jedoch nichts daran, dass der in Bundesgesetzen hergestellte Bezug zu 
Einwohnerzahlen - auch für Rheinland-Pfalz - in der Regel weiterhin auf die nach 
dem Verfahren des § 5 BevStatG zu den relevanten Stichtagen fortgeschriebenen 
Einwohnerzahlen abstellt. 

Auf dieser bevölkerungsstatistischen Fortschreibung beruht z. B. § 9 Absatz 1 des 
Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern (FAG). Darin heißt 
es: „Der Ausgleichsmesszahl eines Landes wird die Einwohnerzahl (Wohnbevölke-
rung) zugrunde gelegt, die das Statistische Bundesamt zum 30. Juni des Ausgleichs-
jahres festgestellt hat.“ § 12 Wohngeldgesetz hingegen legt fest: „Maßgebend ist die 
Einwohnerzahl, die das statistische Landesamt auf der Grundlage des § 5 des Bevöl-
kerungsstatistikgesetzes zum 30. September des vorletzten Kalenderjahres … festge-
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stellt hat.“ 

Nach Einschätzung der AG „Einwohnerzahlen“ können auch im Bundesbereich an-
lassbezogen weitere Klarstellungen angezeigt sein, insbesondere wenn es um fi-
nanzwirksame Schwellenwerte geht. 

4. Darstellung der Ermittlung und Fortschreibung von Einwohnerzahlen nach der 
Methodik der Bevölkerungsstatistik 

• Die Fortschreibung der Einwohnerzahl als Bezugsgröße für Bundes- bzw. Landessta-
tistiken erfolgt auf der Grundlage des § 5 BevStatG: 

„1) Der Bevölkerungsstand wird  
1. nach den Ergebnissen der Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewegung und 
der Wanderungsstatistik … fortgeschrieben. 
Grundlage für die Fortschreibung ist der jeweils letzte Zensus. Die Fortschreibung 
erfolgt für die Bevölkerung insgesamt sowie getrennt nach Geschlecht, Alter, Fa-
milienstand, Wohnort und Staatsangehörigkeit.“ 

• Dabei handelt es sich - auch was die fortgeschriebenen „amtlichen Einwohnerzah-
len“ der Kommunen anbetrifft - um statistisch ermittelte Einwohnerzahlen. 

Deren Ausgangsbasis ist zunächst eine ebenfalls statistisch ermittelte Bezugsgröße, 
nämlich die über eine Bevölkerungszählung (Zensus) zu einem vorgegebenen Stich-
tag erhobene Einwohnerzahl. Dabei sollen die Statistikämter sog. Registerfehler (Un-
ter- (Fehlbestände) bzw. Übererfassungen („Karteileichen“)) mit statistischen Me-
thoden aufdecken und in ihrer Berechnung der Einwohnerzahl statistisch korrigieren. 

Da nach den Vorgaben des Volkszählungsurteils des Bundesverfassungsgerichts vom 
15. Dezember 1983 ein „Rückspielen“ der im Zensus von den Statistikämtern er-
kannten Registerfehler an die betroffenen Meldebehörden nicht möglich ist, können 
diese ihre Personendatensätze auch nicht korrigieren. 

Dadurch kommt es zu einer Art von „Zweigleisigkeit“, bei der die Statistikämter die 
Einwohnerzahl auf der Basis „ihrer eigenen Erhebungen“ als sog. amtliche Einwoh-
nerzahlen fortschreiben, während die Meldebehörden sich auf den jeweils aktuellen 
Melderegisterbestand berufen. Abweichungen der amtlichen Einwohnerzahlen von 
den Registerzahlen sind zwangsläufig. 

• Für die laufende bevölkerungsstatistische Ermittlung der Einwohnerzahl der Ge-
bietskörperschaften von Ländern und Kommunen dient also das fachstatistische Ver-
fahren der Bevölkerungsfortschreibung der statistischen Landesämter. In der Bevöl-
kerungsfortschreibung wird die in der jeweils letzten Volkszählung ermittelte Ein-
wohnerzahl als neuer „Anfangsbestand“ gesetzt und monatlich anhand der Lieferun-
gen der Standesämter (Geburten und Sterbefälle) und der Meldebehörden (Fort- und 
Zuzüge) fortgeschrieben. Dabei können systembedingt unterbliebene oder nachge-
reichte korrigierte Datenmeldungen in der Bevölkerungsfortschreibung auch zu 
Fehlzuordnungen führen, welche sich nachteilig auf die Qualität der Statistikergeb-
nisse auswirken. 
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So kann nach den Feststellungen der UAG 1 derzeit nicht ausgeschlossen werden, 
dass die nachträgliche Abmeldung einer Person von Amts wegen, die im Zensus vom 
Statistikamt als nicht in der betroffenen Kommune existent ermittelt und folglich 
nicht gezählt worden ist, in der statistischen Fortschreibung fälschlicherweise als 
Fortzugsfall nach dem Zensusstichtag verarbeitet wird, obwohl der Fortzug bereits 
vor dem Stichtag erfolgt war. Die UAG 1 hat zudem Analysen einzelner statistischer 
Landesämter zu den Gründen von Korrekturmeldungen ausgewertet. Danach beruhen 
deren Berichtigungen überwiegend auf fehlenden Datenübermittlungen von Melde-
behörden und Personenstandsbehörden, Verwechselungen gleicher oder ähnlicher 
Ortsnamen, Angabe unrichtiger Fortzugsgemeinden, unzutreffenden Zuweisungen 
von Geburtsfällen, weil nicht der richtige Hauptwohnsitz der Mutter angegeben war, 
Doppelbuchungen, irrtümlichen Meldungen von Zu- und Fortzügen, die tatsächlich 
nicht stattgefunden haben. 

• Die statistischen Landesämter veröffentlichen quartalsweise die von ihnen fortge-
schriebenen kommunalen Einwohnerzahlen in ihren Publikationen. Dabei vermeiden 
sie bisher in der Regel jedoch eine eindeutige Aussage dazu, ob es sich dabei nur um 
eine Mitteilung zu fortgeschriebenen bevölkerungsstatistischen Zahlen handelt oder 
um eine für das daran anknüpfende Landesrecht verbindliche amtliche Fortschrei-
bung einer zuvor per Bescheid zum Zensusstichtag amtlich festgestellten Einwohner-
zahl. Die Landesausführungsgesetze zum Zensus 2011 beschränken sich nur darauf, 
die amtliche Feststellung einer kommunalen Einwohnerzahl zum Zensusstichtag zu 
regeln, die nach Bestandskraft des Bescheides Verbindlichkeit erlangt. 

Insoweit trifft Rheinland-Pfalz in § 130 Absatz 1 seiner Gemeindeordnung eine ein-
deutige Entscheidung, indem es für die in der Gemeindeordnung an verschiedenen 
Stellen genannte Bezugsgröße „Einwohnerzahl“ ausdrücklich auf die nach melde-
rechtlichen Vorschriften ermittelte Zahl von Personen mit Hauptwohnsitz in der be-
treffenden Gemeinde abstellt. Soweit sein Landesrecht hinsichtlich der Bezugsgröße 
„Einwohnerzahl“ nicht auf die Gemeindeordnung verweist, kommt in anderen Zu-
sammenhängen jedoch auch die gemäß § 5 Absatz 1 Satz 2 BevStatG statistisch fort-
geschriebene Einwohnerzahl infrage. 

Für die im Bundesrecht verwendete Bezugsgröße „Einwohnerzahl“ für Kommunen 
ist, soweit das jeweilige Bundesgesetz keine anderweitige Anknüpfung vorschreibt, 
weiterhin die nach § 5 Absatz 1 Satz 2 BevStatG statistisch fortgeschriebene Zahl 
maßgebend. 

5. Darstellung einer rein melderegistergestützten Einwohnerzahlermittlung  

• Eine „amtliche Einwohnerzahl“ für eine Kommune nur aus einer schlichten Addition 
der zu einem bestimmten Stichtag (30.06. bzw. 31.12.) in ihrem eigenen Melderegis-
ter erfassten Personen mit Hauptwohnsitz zu ermitteln, wäre nicht sachgerecht. Al-
lein die Tatsache, dass die Einwohnerzahl eine relevante Bezugsgröße insbesondere 
auch für Finanzzuweisungen bildet, legt es nahe, dies nicht der jeweiligen Kommune 
selbst zu überlassen. 
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• Zielführend ist eine neutrale Instanz, welche die Melderegister u.a. auf Ungenauig-
keiten überprüft, die bereits durch eine unzutreffende Zuordnung des ausschlagge-
benden Hauptwohnsitzes entstehen können, und dann auf eine unverzügliche melde-
rechtliche Klärung unter den beteiligten Meldebehörden hinwirkt. 

So stellt Rheinland-Pfalz bei der in § 130 Absatz 1 seiner Gemeindeordnung geregel-
ten rein melderegistergestützten Einwohnerermittlung auf ein mit den Kommunal-
verbänden abgestimmtes „landeseinheitliches Verfahren für das Meldewesen“ ab. In 
dem hierfür geschaffenen zentralen Meldedatenbestand werden regelmäßig qualitäts-
sichernde Maßnahmen ergriffen, wobei zunächst aus dem Gesamtdatenbestand der 
kommunalen Melderegister die Mehrfacheinträge gefiltert werden, um eine melde-
rechtlich korrekte Zuordnung des einwohnerrelevanten Hauptwohnsitzes zu gewähr-
leisten. Die landesintern involvierten Meldebehörden klären untereinander Inkonsis-
tenzen und Konfliktfälle, was einige Zeit in Anspruch nehmen kann. Infolgedessen 
wird als maßgebliche „amtliche Einwohnerzahl“ die zum 30. Juni des Vorjahres er-
mittelte Zahl festgelegt. 

Mittelbar trägt die Tatsache, dass bundesweit die Meldebehörden dem Bundeszen- 
tralamt für Steuern jeden Wohnungswechsel einer Person mit Angabe ihrer Steuer-
Identifikationsnummer zu melden haben, schon jetzt dazu bei, dass Fälle von mehr-
fachem Hauptwohnsitz eher aufgedeckt und die Einwohner der richtigen Kommune 
zugerechnet werden können. 

Aber systembedingt können auch in sorgfältig geführten Melderegistern Über- und 
Untererfassungen nicht vollständig vermieden werden, etwa wenn ins Ausland ver-
ziehende Personen sich nicht abmelden bzw. zuziehende Personen sich bei der  
Zuzugsgemeinde überhaupt nicht anmelden. Allenfalls kann durch gezielte Überprü-
fungen der Meldebehörde die Anzahl der „Karteileichen“ reduziert werden (Lö-
schung von Amts wegen). 

Die UAG 2 ist zu dem Schluss gekommen, dass die mit dem Bundesmeldegesetz 
zum 1. November 2015 verbundenen Verbesserungen (z. B. vorausgefüllter Melde-
schein) dazu beitragen, Fehlzuordnungen sowohl auf der Melde- als auch auf der Sta-
tistikseite entgegenzuwirken. 

• Eine nach Landesrecht mit der stichtagsbezogenen Fortschreibung der „amtlichen 
Einwohnerzahl“ betraute Stelle kann prinzipiell auch rein auf Melderegisterdaten ge-
stützt valide Einwohnerzahlen (Anzahl der mit Hauptwohnsitz in einer Kommune er-
fassten Personen) ermitteln. 

Wesentliche Voraussetzungen dafür sind jedoch, dass 

- in einem geeigneten Vorverfahren, ggf. im Zusammenwirken mit dem Bundes-
zentralamt für Steuern, eine Prüfung auf - auch länderübergreifende - Mehrfach-
fälle und nach deren melderechtliche Klärung Korrekturen in den betroffenen 
Melderegistern erfolgen, 

- eine systematische Prüfung zum Aufspüren von „Karteileichen“ durch die Melde-
behörden selbst und eine Bereinigung von Amts wegen durchgeführt wird, die bei 
der Datenlieferung an Statistikämter eindeutig auch als solche bezeichnet wird. 
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• Allerdings nur außerhalb der rein melderegisterbasierten Einwohnerzahlermittlung 
lassen sich darüber hinaus über statistische Methoden (Existenzfeststellung in der 
auch für den Zensus 2021 geplanten Haushaltebefragung auf Stichprobenbasis sowie 
weitere Maßnahmen zur Qualitätssicherung) Daten gewinnen, mit Hilfe derer die 
Statistikämter aus dem stichtagsbezogenen Registerstand entnommene Einwohner-
zahlen statistisch bereinigen können. Für letzteres gilt allerdings die Beschränkung 
des sog. Rückspielverbotes. 

6. Problemfelder und Optimierungsmöglichkeiten 

• Meldewesen 

Trotz gesetzlicher Meldepflicht lassen sich Über- bzw. Untererfassungen in den 
Melderegistern nicht generell vermeiden. Die statistische Hochrechnung der Ergeb-
nisse der Haushaltsstichprobe des Zensus 2011 hat bundesweit ca. 2,1 Mio. Überer-
fassungen und ca. 1,3 Mio. Untererfassungen ergeben. 

Die aufgrund von § 5 BevStatG fortgeschriebene amtliche Einwohnerzahl lag am 
30. April 2011 bei 81,7 Mio. bundesweit. Der Zensus hat dann zum Stichtag 09. Mai 
2011 eine Einwohnerzahl von 80,2 Mio. ermittelt. Das hat dazu geführt, dass die 
amtliche Gesamteinwohnerzahl aufgrund der Zensusergebnisse um fast 1,5 Mio. 
Einwohner nach unten korrigiert worden ist. 

Je nach den Anforderungen, die man an eine stichtagsgenaue Einwohnerermittlung 
aus den Registerbeständen stellen will, müssten auch Personen, die erst später als 
„unbekannt verzogen“ erkannt und vom Amts wegen als „Karteileichen“ gelöscht 
werden, sowie Personen, die zum Stichtag bereits in der Gemeinde wohnen, aber ih-
ren Hauptwohnsitz dort erst viel später anmelden, mitberücksichtigt werden. 

Hinzu kommt, dass selbst die zum Zensusstichtag 09. Mai 2011 nach einem monate-
langen Auswertungsprozess der Statistikämter aufgedeckten konkreten „Fehlzuord-
nungen“ von den Meldebehörden nicht zu einer unmittelbaren Registerkorrektur ge-
nutzt werden dürfen. Ungeachtet des vom Bundesverfassungsgericht aufgegebenen 
Rückspielverbotes könnten selbst dann auch nur die in der Haushaltebefragung auf 
Stichprobenbasis bei 10% der Bevölkerung konkret aufgedeckten Über- bzw. Unter-
erfassungen mit entsprechend korrigierten Meldedatensätzen bereinigt werden. Für 
den verbleibenden Registerbestand von rund 90% kann aber auch die Stichproben-
hochrechnung der Statistikämter nur allgemeine Fallzahlen (statistisch ermittelte An-
zahl unentdeckter „Karteileichen“ bzw. noch nicht im Meldebestand registrierter 
Einwohner) liefern, welche die Meldebehörden jedoch mangels näherer Angaben 
keinen konkreten Personendatensätzen zuordnen können. Sie können allerdings 
Hinweise liefern, in welchen Personengruppen nach Fehlern gesucht werden sollte. 

Soweit nicht durch entsprechende eigene Maßnahmen der Meldebehörden nach 
„Karteileichen“ gesucht und möglichst alle Meldepflichtigen zeitnah registriert wer-
den, wobei die Meldebehörden vom Meldeverhalten der Bürgerinnen und Bürger ab-
hängig sind, wird die genaue Anzahl der Einwohner einer Kommune in deren Melde-
register nur annährend realitätsnah abgebildet. Die Datenlieferungen der Meldebe-
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hörden gemäß § 5 Absatz 1 Satz 3 BevStatG an die Statistikämter bilden eine der 
wesentlichen Quellen für die statistische Fortschreibung des Bevölkerungsstandes. 

Zwischenfazit: 

Die vom zuständigen Statistikamt eines Landes auf der Basis der Ergebnisse des re-
gistergestützten Zensus 2011 per Feststellungsbescheid nach Landesrecht stichtags-
bezogen zur „amtlichen Einwohnerzahl“ einer Kommune erklärte Zahl ist derzeit das 
Resultat einer Operation, die um Mehrfachfälle und Erkenntnisse aus Vollerhebun-
gen in Sonderbereichen bereinigte in die Statistikrechnung übernommene Register-
zahlen zusätzlich noch um Größen von Über- bzw. Untererfassungen, die aus den 
Ergebnissen einer Stichprobe errechnet werden, statistisch korrigiert und als neuen 
„Anfangsbestand“ setzt. In der Folgezeit schreibt das Statistikamt seine eigene - we-
gen der o.g. Korrektur vom Melderegister abweichende - Anfangsbestandszahl fort, 
indem es ihm gemeldete Sterbefälle und Fortzüge abzieht und Geburten und Zuzüge 
hinzuzählt. 

Die Melderegister hingegen schreiben keinen Anfangsbestand fort, sondern geben 
den aktuellen Bestand an Meldedatensätzen zu einem Stichtag an. Da es den Melde-
behörden anhand der von der Statistik ermittelten Fehlbestands-/Karteileichenraten 
nicht möglich ist, konkrete Meldedatensätze in ihrem Meldedatenbestand zu bereini-
gen, weicht die Einwohnerzahl, die aus dem Melderegister ausgezählt wird, natur-
gemäß von der statistisch korrigierten Einwohnerzahl ab. Deshalb sollte darauf hin-
gearbeitet werden, dass bestehende Verpflichtungen zur melderechtlichen Korrektur 
(Fehlbestände, Karteileichen) und zur Abmeldung von nicht mehr vorhandenen Per-
sonen von Amts wegen stärker und einheitlicher umgesetzt werden. 

Je nach der von den Meldebehörden und Personenstandsbehörden angewandten 
Sorgfalt bei den gemäß §§ 2 und 4 BevStatG zu liefernden Datensätzen einschließ-
lich späterer Korrekturmeldungen kann es zu Zuordnungsproblemen in der Statistik 
kommen. 

• Personenstandswesen 

Die nach Landesrecht für die Führung der Personenstandsregister zuständigen Stellen 
liefern ihren Statistikämtern gemäß § 2 Absatz 4 und 5 BevStatG Datensätze zu Ge-
burten und Sterbefällen. Diese Daten werden aber auch in den Melderegistern ver-
bucht. Dabei können Differenzen entstehen, wenn bei einer Geburt oder einem Ster-
befall die Standesämter nicht den korrekten Amtlichen Gemeindeschlüssel (AGS) für 
die Hauptwohnung übermitteln oder wenn spätere Korrekturmeldungen zu Zuord-
nungsproblemen in der Statistik führen. Durch geeignete organisatorische Maßnah-
men der beteiligten Behörden kann sichergestellt werden, dass keine Differenzen  
oder Mehrfachbuchungen in der statistischen Fortschreibung entstehen. 

• Statistik 

Die Statistikämter schreiben gemäß § 5 Absatz 1 Satz 3 BevStatG anhand der ihnen 
aus verschiedenen Datenquellen zugelieferten Datensätze den Bevölkerungsstand 
nicht nur als reine Anzahl von Personen mit Hauptwohnsitz in einer Gebietskörper-
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schaft (Kopfzahl je Kommune) fort, sondern für die „Bevölkerung insgesamt sowie 
getrennt nach Geschlecht, Alter, Familienstand, Wohnort und Staatsangehörigkeit“. 

Die Zuordnung zu den Unterkategorien folgt besonderen statistischen Regeln. Die 
AG „Einwohnerzahlen“ hat in diesem Zusammenhang festgestellt, dass bestimmte 
erfahrungsbasierte Zuordnungskriterien einer Überprüfung bedürfen. So ist in der 
Wanderungsstatistik die Annahme zu überprüfen, dass als „unbekannt verzogen“ 
gemeldete Personen, wenn sie Ausländer sind, generell als „in ihr Herkunftsland zu-
rückgekehrt“ angesehen werden, während bei Deutschen angenommen wird, dass sie 
sich „weiterhin in Deutschland, aber mit noch unbekanntem Inlandswohnort“ befin-
den und somit vorerst nicht als Wanderungsfall eingestuft werden. Im Sinne einer 
möglichst realitätsnahen Einwohnerzahlermittlung wird sich die melderechtliche 
Abmeldung von Amts wegen ab 2016 auch in der gemeindebezogenen Buchungs-
praxis der Statistikämter niederschlagen.  

Die Notwendigkeit, die potentiellen Fehlerquellen einer statistischen Fortschreibung 
auf der Basis von Datenlieferungen aus verschiedenen Quellen durch Optimierung 
der Bearbeitungsverfahren zu minimieren, besteht unabhängig davon, ob ein turnus-
gemäßer Abgleich zwischen Melderegisterbestand und statistischer Parallelrechnung 
geschaffen werden könnte. Dies ist zuletzt bei der Volkszählung 1970 versucht wor-
den. Die Abklärung unterschiedlicher Angaben aus Millionen ausgewerteter Frage-
bögen und ihre melderechtlich korrekte Zuordnung in bereinigten Melderegistern ha-
ben einen enormen Nachbearbeitungsaufwand erzeugt, ohne dass letztendlich alle 
Fehlerquellen beseitigt werden konnten. Bei der Volkszählung 1987 stand bereits das 
Rückspielverbot aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zum gescheiterten 
Volkszählungsgesetz 1983 dem entgegen. 

Ein registergestützter Zensus, der Datenlieferungen aus einem um Mehrfachfälle be-
reinigten Meldedatenbestand nutzt und über eine Haushaltebefragung auf Stichpro-
benbasis bundesweit valide Angaben zu den Über- und Untererfassungen im Regis-
terbestand ermittelt, lässt systembedingt keine einzelfallbezogene Abklärung von 
Meldedatensätzen mehr zu. 

7. Gesetzliche Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung 

• Meldewesen 

Seit dem 1. November 2015 gilt mit dem Bundesmeldegesetz (BMG) ein einheitli-
ches Bundesgesetz als Vollregelung. Es wurde im Rahmen der ausschließlichen Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes für das Meldewesen gemäß Artikel 73 Absatz 1 
Nummer 3 GG geschaffen. Zuvor gab es ein Melderechtsrahmengesetz des Bundes 
mit 16 Landesmeldegesetzen. Das BMG trägt durch eine bundesweite Vereinheitli-
chung zur weiteren Verbesserung der Datenqualität und entsprechend einheitlichen 
Datenübermittlungen bei. 

Die Meldebehörden registrieren die in ihrem Zuständigkeitsbereich wohnhaften Per-
sonen, um deren Identität und deren Wohnungen festzustellen und nachweisen zu 
können (§ 2 Absatz 1 BMG). Wohnungen werden über die Angabe der Anschrift 
festgestellt, also zunächst gebäudegenau. Nur wenn zu Adressierungszwecken die 
Lage der Wohnung erforderlich ist, kommt auch diese zur Speicherung. Zur Lage der 
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Wohnung gibt es ab dem 1. November 2015 neben Angaben der meldepflichtigen 
Person auch die Angaben des Wohnungsgebers (§ 19 BMG). 

Ab 1. Januar 2016 erfolgt die Datenübermittlung an die Statistik standardisiert über 
XMeld. 

Mit dem Ziel, stets die Qualität der Melderegister weiter zu verbessern, sind in den 
vergangenen Jahren und zuletzt mit dem BMG wesentliche Maßnahmen ergriffen 
worden: 

- Einführung eines automatisierten Rückmeldeverfahrens, um Umzüge innerhalb 
Deutschlands sicher abzubilden und unterschiedliche Registerinhalte zu ver-
meiden. Hiermit verbunden ist die Datenübermittlung an die Statistik erst nach 
dem Abschluss des automatisierten Rückmeldeverfahrens auf Grund einer Än-
derung des BevStatG (§ 4 Absatz 4).  

- Datenaustausch und Abgleich mit dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSt), 
weil jede im Melderegister gespeicherte Person eine Steueridentifikations-
nummer erhalten muss. Bei Konfliktfällen oder Dopplungen kommt es zu einer 
Klärung unter Beteiligung von Meldebehörde und BZSt. 

- Vorausgefüllter Meldeschein in flächendeckender Nutzung (Verpflichtung über 
1. BMeldDÜV) 
Meldedaten für den Meldeschein werden bei der Wegzugsbehörde angefordert, 
durch die meldepflichtige Person kontrolliert, so dass anschließend eine An-
meldung mit validen Daten erfolgt.  

Als weitere Maßnahmen sind in der Planung: 

- Übermittlung von Daten zu Personen in Aufnahmeeinrichtungen für Asylbe-
werber und Flüchtlinge direkt aus dem Ausländerwesen an die Meldebehörden 
um deren Anmeldung / Ummeldung zu unterstützen.1

- Schaffung einer Möglichkeit der elektronischen Abmeldung (auch aus dem 
Ausland). 

Bei erfolgreicher Realisierung dieser Qualitätsmaßnahmen wird sich auch die Feh-
leranfälligkeit in den Datenlieferungen der Meldebehörden an die Statistikämter ge-
mäß § 5 Absatz 1 Satz 3 BevStatG wesentlich reduzieren. Dies trägt entscheidend 
dazu bei, dass die Statistikämter zu validen statistischen Ergebnissen in der Fort-
schreibung des Bevölkerungsstandes gelangen. Denn bei guter Meldedatenqualität 
entfällt deren eigener Aufwand, Doppelfälle und Zweifelsfälle in der Statistik aufzu-
spüren und abzuklären.  

1 Mit dem Datenaustauschverbesserungsgesetz vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S.130) ist dies geschehen. Dessen 
Regelungen werden zum 1. November 2016 inkrafttreten.  
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• Statistikwesen 

Aufgrund des Änderungsgesetzes zum BevStatG vom 20. April 2013, das am 1. Ja-
nuar 2014 in Kraft getreten ist, erhalten die Statistikämter bei den Datenlieferungen 
der Meldebehörden nun zusätzlich auch die Anschrift und das Ordnungsmerkmal, 
welches die Meldebehörde dem Datensatz gegeben hat, als Hilfsmerkmale mitüber-
mittelt. Dadurch lässt sich im Vergleich zum vorherigen Verfahren nicht nur eine ge-
nauere räumliche Zuordnung treffen, sondern auch leichter prüfen, ob ein identischer 
Fall aus einer anderen Quelle (z. B. Personenstandsbehörde) zugeliefert worden ist. 
Denn auch die Personenstandsbehörden liefern nun z. B. bei Geburten und Sterbefäl-
len die Anschrift als zusätzliches Hilfsmerkmal an die Statistikämter. Damit können 
die Statistikämter wesentlich leichter Doppelbuchungen vorbeugen. 

In Kombination mit den Qualitätsverbesserungen der Meldedaten durch das BMG 
und den statistikinternen Maßnahmen aufgrund der Änderung des BevStatG ist zu 
erwarten, dass die Fehleranfälligkeit der Datenaufbereitung in der statistischen Fort-
schreibung des Bevölkerungsstandes weiter zurückgeht. Infolgedessen dürften die 
Diskrepanzen zwischen Melderegisterbestand und paralleler statistischer Fortschrei-
bung im Zeitablauf geringer werden. 

8. Zusammenfassung 

• Die AG „Einwohnerzahlen“ kommt zu dem Schluss, dass mit fortschreitender Ver-
besserung der Datenqualität der Melderegister die Fortschreibung der „amtlichen 
Einwohnerzahl“ einer Kommune auch an einen bereinigten Melderegisterbestand 
angeknüpft werden kann. 

• Da sich das Verfahren sowohl bei der Feststellung als auch bei der Fortschreibung 
der „amtlichen Einwohnerzahl“ einer Kommune ausschließlich nach dem jeweiligen 
Landesrecht richtet, erscheint es der AG „Einwohnerzahlen“ angezeigt, auf Landes-
ebene beides in einer Hand zu belassen und ggf. das statistische Landesamt auch mit 
der verbindlichen Veröffentlichung der periodisch fortgeschriebenen „amtlichen 
Einwohnerzahl“ zu betrauen. 

• Unter der Voraussetzung, dass der Datenaustausch zwischen Meldebehörden und 
Personenstandsbehörden sowie der Abgleich mit dem BZSt reibungslos läuft und da-
zu führt, dass den Statistikämtern bei identifizierten Konfliktfällen nur noch vorge-
prüfte valide Meldedatensätze übermittelt werden, können diese bei der Ermittlung 
der Einwohnerzahlen weitgehend übernommen werden. 

• Dabei müssen die Statistikämter bei deren Verarbeitung davon ausgehen, dass solche 
Datensätze bereits dem zutreffenden Hauptwohnsitz in einer bestimmten Kommune 
eindeutig und auch für die Statistik verbindlich zugeordnet worden sind. Das versetzt 
die Ämter in die Lage, darauf aufbauend die für die Einordnung in bevölkerungssta-
tistische Unterkriterien notwendigen weiteren Bearbeitungsschritte durchzuführen. 

• Nur im Zusammenhang mit einer bundesweiten periodischen Haushaltebefragung 
auf Stichprobenbasis, wie sie beim Zensus 2011 durchgeführt worden ist und auch 
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für den Zensus 2021 geplant wird, lassen sich auch in derart melderechtlich bereinig-
ten Datenbeständen noch verbleibende Über- und Untererfassungen aufspüren und 
ggf. mit statistischen Hochrechnungsmethoden korrigieren. Schon aus Kostengrün-
den ist den Meldebehörden eine vollständige Bereinigung und Aktualisierung ihres 
Meldedatenbestandes nicht möglich. 

• Nach Einschätzung der AG „Einwohnerzahlen“ sollte im Zuge der Durchführung des 
Zensus 2021 nochmals per Stichprobe eine Überprüfung stattfinden, ob sich durch 
die mit dem BMG bereits ergriffenen und geplanten Maßnahmen eine signifikante 
Reduzierung der Über- und Untererfassungen in den Melderegistern nachweisen 
lässt. 

9. Empfehlung 

Auch wenn mit Inkrafttreten des Bundesmeldegesetzes zum 1. November 2015 wesent-
liche Verbesserungen im Datenaustausch zwischen den kommunalen Meldebehörden 
eintreten werden, ist nach Auffassung der AG „Einwohnerzahlen“ bereits jetzt absehbar, 
dass für den Zensus 2021 noch nicht der Zeitpunkt erreicht sein wird, die Einwohner-
zahl von Bund, Ländern und Gemeinden allein aus den Melderegistern herleiten zu 
können. 

Deshalb empfiehlt die AG „Einwohnerzahlen“, 

• den Datenaustausch zwischen Meldebehörden und Personenstandsbehörden sowie 
den Abgleich mit dem BZSt, ggf. mit weiteren gesetzgeberischen und organisatori-
schen Maßnahmen, weiter zu optimieren,  

• die statistische Aufbereitung und Zuordnung durch die Statistikämter weiter zu ver-

bessern, wozu auch eine methodische Weiterentwicklung statistischer Verfahren ge-
hört, sowie erkannte Fehleranfälligkeiten im Statistiksystem zu beheben, 

• die Entscheidung über eine „Systemumstellung“ zu rein aus Melderegistern hergelei-
tete Einwohnerzahlen erst dann zu treffen, wenn mit dem nächsten Zensus 2021 be-
lastbare Fakten vorliegen, ob die ergriffenen Qualitätsmaßnahmen in der Praxis zu 
einer signifikanten Reduzierung der Fehlerrate in den kommunalen Melderegistern 
geführt haben. 
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Anlage1 zum Bericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Einwohnerzahlen“ 

Zusammensetzung der Unterarbeitsgruppen 

Mitglieder der UAG 1 
Optimierungsmöglichkeiten des bestehenden Systems der Bevölkerungsfortschreibung 

bei der Ermittlung der Einwohnerzahlen 

Bayern:  Bayerisches Landesamt für Statistik  
Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 

Berlin:  Senatsverwaltung für Inneres und Sport  
Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten Berlin 

Berlin/ Brandenburg:  Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 
Brandenburg: Ministerium des Innern und für Kommunales des Landes 

Brandenburg (Leitung)  
Hessen: Hessisches Statistisches Landesamt  
Nordrhein-Westfalen:   Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen  
                                               (IT.NRW) 
Sachsen-Anhalt: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt 
Thüringen:  Thüringer Landesamt für Statistik 
Bund:  Statistisches Bundesamt 

Mitglieder der UAG 2 
Umstellung auf ein (rein) melderegistergestütztes System zur Ermittlung der 

Einwohnerzahlen 

Baden-Württemberg: Statisches Landesamt Baden-Württemberg 
Innenministerium Baden-Württemberg 
Ministerium für Finanzen und Wirtschaft 

Bayern: Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 
Bayerisches Landesamt für Statistik  

Hamburg:  Behörde für Inneres und Sport 
Hessen: Hessisches Statistisches Landesamt 
Nordrhein-Westfalen:  Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen  
                                               (IT.NRW) 
Rheinland-Pfalz: Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur (Leitung) 
Sachsen: Staatsministerium des Innern 
Thüringen:  Thüringer Landesamt für Statistik  
Bund:  Statistisches Bundesamt 

Bundesministerium des Innern, Referat VII2 Melderecht 
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Anlage 2 zum Bericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Einwohnerzahlen“ 

Übersicht der Vorschriften, die auf die Einwohnerzahl Bezug nehmen 
(Diese Liste bietet keine Gewähr für Vollständigkeit) 

BUNDESRECHT 

- Grundgesetz 
Artikel 51 Absatz 2, Verteilung der Länderstimmen im Bundesrat 
„Jedes Land hat mindestens drei Stimmen, Länder mit mehr als zwei Millionen Einwohnern ha-
ben vier, Länder mit mehr als sechs Millionen Einwohnern fünf, Länder mit mehr als sieben Mil-
lionen Einwohnern sechs Stimmen.“ 
Art. 107 Abs. 1, Satz 4, Beteiligung der Länder am Aufkommen der Umsatzsteuer  
Art. 109 Grundgesetz Haushaltswirtschaft   

- Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, Finanzausgleichsgesetz  
§ 2 Verteilung der Umsatzsteuer unter den Ländern 
§ 6 Finanzkraftmesszahl, Ausgleichsmesszahl 
§ 7 Einnahmen der Länder aus Steuern und Förderabgabe 
§ 9 Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
§ 13 Vollzug des Finanzausgleichs während des Ausgleichsjahres 
§ 14 Zahlungsverkehr zum Vollzug des Finanzausgleichs 

Bundeswahlgesetz 
§ 3 Einteilung der Wahlkreise 
§ 50 Erstattung der Wahlkosten durch den Bund an die Länder 

- Bundeswahlordnung, § 11 Größe der Wahlbezirke 

- Gesetz über das Verfahren bei Volksentscheid, Volksbegehren und Volksbefragung nach Artikel 
29 Abs. 6 des Grundgesetzes, § 6 Abstimmungsorgane 

- Reichsversicherungsordnung,  Planung der Finanzen der gesetzlichen Rentenversicherung  

- Wahlordnung für Sozialversicherung, § 118 Erstattung von Auslagen bei Wahlen für die Sozial-
versicherung 

- Wohngeldgesetz 
§ 8 Festlegung der Obergrenzen für Mieten und Belastungen 
§ 12 Höchstbeträge für Miete und Belastung 

- Erhebung der Fehlbelegungsabgabe durch die Gemeinden, § 1 Gesetz zum Abbau der Fehlsub-
ventionierung und der Mietverzerrung im Wohnungswesen 

- Verteilung der Straßenbaulast zwischen Bund und Gemeinden, § 5 Bundesfernstraßengesetz 

- Anwendung der Bestimmungen, die für die Regionalbahnen gelten, auf die Eisenbahnverkehrs-
unternehmen, Allgemeines Eisenbahngesetz  § 5 AEG 

- Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens "Aufbauhilfe", Aufbauhilfefonds-
Errichtungsgesetz, § 4 Finanzierung des Fonds 
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- Gesetz über die Errichtung eines Fonds "Deutsche Einheit" § 2 

- Gerichtsverfassungsgesetz, § 36 GVG, Verteilung der Schöffen 

- Verordnung über Konzessionsabgaben für Strom und Gas, Konzessionsabgabenverordnung § 2 
Bemessung und zulässige Höhe der Konzessionsabgaben 
§ 7 Landkreise 

- Gesetz über die Errichtung eines Fonds "Kreditabwicklungsfonds", Anlage I Kap. IV Sachgebiet 
B Abschn. II Nr. 47 EinigVtr), § 11 Verteilung der Schulden 

- Gesetz über verfassungskonkretisierende allgemeine Maßstäbe für die Verteilung des Umsatz-
steueraufkommens, für den Finanzausgleich unter den Ländern sowie für die Gewährung von 
Bundesergänzungszuweisungen, Maßstäbegesetz,  
§ 8 Vergleichbarkeit der Finanzkraft und Berücksichtigung des kommunalen Finanzbedarfs 
§ 12 Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen 

- Gesetz zur sozialen Absicherung des Risikos der Pflegebedürftigkeit, Pflege-
Versicherungsgesetz, Art 52 Finanzhilfen für Investitionen in Pflegeeinrichtungen im Beitritts-
gebiet 

- Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. 
Dezember 2003, BGBl. I S. 3022) 

- Gesetz über die Schiedsstellen in den Gemeinden -  § 12 
§ 108 Kostenerstattung bei Einreise aus dem Ausland 

- Sozialgesetzbuch (SGB) Viertes Buch (IV) - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversiche-
rung - (Artikel I des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845 
§ 49 Stimmenzahl 

- Sozialgesetzbuch  (SGB) Siebtes Buch (VII) - Gesetzliche Unfallversicherung -  
(Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254) 
§ 185 Gemeindeunfallversicherungsverbände, Unfallkassen der Länder und Gemeinden, gemein-
same Unfallkassen, Feuerwehr-Unfallkassen 

- Gesetz zur innerstaatlichen Aufteilung von Sanktionszahlungen zur Sicherstellung der Haus-
haltsdisziplin in der Europäischen Union, Sanktionszahlungs-Aufteilungsgesetz 
§ 2 Aufteilung 
§ 3 Grundlagen 
§ 4 Rückerstattungen; Einlagen anderer Mitgliedstaaten 

- Verordnung über die Festsetzung der Länderschlüsselzahlen und die Ermittlung der Schlüssel-
zahlen für die Aufteilung des Gemeindeanteils am Aufkommen der Umsatzsteuer nach § 5c des 
Gemeindefinanzreformgesetzes: § 3, § 4  

- Gesetz zur Regelung vermögensrechtlicher Angelegenheiten der Wohnungsgenossenschaften im 
Beitrittsgebiet, Wohnungsgenossenschafts-Vermögensgesetz § 3 
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